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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Branchenorganisation Butter GmbH 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Peter Ryser 


031 359 56 11 


Peter.ryser@bobutter.ch  


Adresse / Indirizzo 


 


Brunnmattstrasse 21 


3007 Bern 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 
Sehr geerhter Herr Bundesrat Schneider-Ammann 
Sehr geehrte Damen und Herren 


Mit Schreiben vom 27. Juni 2014 geben Sie uns die Möglichkeit zu den Ausführungsverordnungen zur neuen Swissness Gestzgebung Stellung zu nehmen. 
Hierzu danken wir Ihnen. 


Grundsätzlich sind wir mit den vorgeschlagenen Änderungen und Entwürfe einverstanden und begrüssen diese. Jedoch gibt es einige Punkte, die so nicht 
umsetzbar sind und überarbeitet werden müssen. Die Gesetzgebung zur Swissness soll die inländischen Produkte stärken und helfen diese optimal im 
Markt zu positionieren und nicht um diese zu schwächen, was bei einigen Regelungen der Fall wäre, würden diese unverändert in Kraft gesetzt. Zudem gilt 
es zu beachten, dass die Hürden für eine “Swissnessauszeichnung” nicht exhorbitant hoch gemacht werden, damit die Unternehmen diese auch nutzen 
(können) und damit auch keine, für die Landwirtschaft kontraproduktiven Auswirkungen entstehen. 


 
 
Mit freundlichen Grüssen 
BO Butter GmbH 
 
Peter Ryser  
Geschäftsführer  


Bern, 10. Oktober 2014 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


  Keine Bemerkungen  


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 3, Bst. c (neu) c.  Freizonen Genf und St. Gin-
golph. 


Die Freizonen sind in engem Bezug zur Schweiz und werden seit sehr langer Zeit analog dem 
Fürstentum Lichtenstein der „Schweiz“ zugeordnet. Es gibt kein Grund die Freizone Genf 
anders zu behandeln. 


 


Art. 4, Absatz 2 (neu) 


Erfüllt eine zusammengesetz-
te Zutat die Voraussetzungen 
der Herkunftsangabe 
„Schweiz“, so gilt sie für die 
Berechnung des Mindestan-
teils schweizerischer Rohstof-
fe nach Art. 48b Absatz 2 
MSchG als schweizerischer 
Rohstoff. 


Es ist nicht zu erwarten, dass Lieferanten von zusammengesetzten Zutaten ihre Rezepturen 
offenlegen. Aus diesem Grund wird es in der Praxis nicht möglich sein, zusammengesetzte 
Zutaten aufzuschlüsseln. Die Anrechnung soll trotzdem möglich sein, wenn der Lieferant die 
Zutaten als schweizerischen Rohstoff gemäss Art. 48b Absatz 2 MSchG bestätigt respektive 
garantiert. 


 


Art. 4, Absatz 2 


Von der Berechnung ausge-
schlossen werden Naturproduk-
te, Rohstoffe und Zutaten, die: 


a. …..werden können 
(Anhang 1 Teil A); 


b. …..werden können 
(Anhang 1 Teil B); 


c. …..werden können 
(Anhang 1 Teil C). 


Unter dem Begriff „Naturprodukte“ sind auch Rohstoffe und Zutaten zuzuordnen. Damit dies 
klar ist, soll der Text mit „Rohstoffe und Zutaten“ präzisiert werden.  
Der vorgeschlagene Mechanismus mit Begehren und festlegen der temporär bewilligten Pro-
dukte in Anhang 1 ist umständlich und aufwändig. Vorgeschlagen wird die Aufhebung der 
Teile B und C in Anhang 1, befristete Bewilligungen sind direkt den Antragsstellern durch den 
Bund schriftlich mitzuteilen mit Kopie des Schreibens an die betroffene Branche. 


 


Art. 4, Absatz 2, Bst. C 


in der Schweiz gemäss den 
erforderlichen technischen An-
forderungen für eine bestimmten 
Verwendungszweck nicht in 
den erforderlichen Mengen 
erhältlich sind produziert wer-
den können (Anhang 1 Teil C). 


Es nützt nichts, wenn das erforderliche Naturprodukt, der Rohstoff oder die Zutat in der 
Schweiz hergestellt wird, jedoch nicht in genügender Menge. 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 4, Absatz 4 


Wasser wird von der Berech-
nung ausgeschlossen, soweit es 
nicht abgefülltes natürliches 
Mineralwasser oder Quellwasser 
ist. 


Grundsätzlich ist Wasser von der Berechnung auszuschliessen, sofern es sich nicht um abge-
fülltes Wasser handelt. 


 


Art. 4, Absatz 5 


Einzelne Naturprodukte, und 
daraus hergestellte Rohstoffe 
und Zutaten sowie Mikroorga-
nismen, Zusatzstoffe und Verar-
beitungshilfsstoffe gemäss Arti-
kel 2 Absatz 1 Buchstabe k, l 
und n der Lebensmittel- und 
Gebrauchsgegenständeverord-
nung vom 23. November 2005 
(LGV) können bei der Berech-
nung in jedem Fall vernachläs-
sigt werden, wenn sie: 


Mit der Ergänzung „in jedem Fall“ wird klargestellt, dass die Bagatellklausel Vorrang hat, ins-
besondere auch gegenüber dem 100%-Kriterium bei der Milch. 


 


Art. 4, Absatz 5, Bst. b 


gewichtsmässig vernachlässig-
bar sind, das sind Rohstoffe 
und Zutaten unter 3 Ge-
wichtsprozent, zusammen 
unter 10 Gewichtsprozent. 


Soweit wir informiert sind, war im Rahmen der Gesetzgebungsdebatte die Rede von einer 
sogenannten Bagatellklausel. Wir haben in den Unterlagen jedoch nichts Entsprechendes 
gesehen. 


 


Art. 4, Absatz 6 


Werden Milch und Milchproduk-
te als Rohstoffe verwendet, so 
müssen diese vollständig aus 
der Schweiz stammen. Vorbe-
halten bleiben Artikel 4 Absatz 
2 Buchstabe c und Artikel 4 
Absatz 5. 


Rohstoffe und Zutaten, die in der erforderlichen Qualität und Menge in der Schweiz nicht er-
hältlich sind oder unter die Bagatellklausel (Artikel 4, Absatz 5) fallen, müssen von der 100%-
Klausel ausgenommen werden.  


 


Art. 5, Absatz 1 


Soweit Naturprodukte, Rohstof-
fe und Zutaten nach Anhang 1 
oder Rohstoffe nach Anhang 2 
..... wenn sie nach Artikel 5  4  
Absätze 2 und 3 von der Be-
rechnung ausgeschlossen sind. 
  


Offensichtlicher Schreibfehler. 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 6, Absatz 1 


Setzt sich ein Lebensmittel aus 
mehreren Naturprodukten, Roh-
stoffen oder Zutaten zusam-
men, so …. 


Präzisierung 
 


Art. 6, Absatz 2 


Für Lebensmittel, die aus-
schliesslich aus importierten 
Naturprodukten, und daraus 
hergestellten Rohstoffen und 
Zutaten bestehen, …. 


Präzisierung 


 


Art. 7 
Festlegung nicht verfügbarer 
schweizersicher Naturprodukte, 
Rohstoffe und Zutaten 


Präzisierung 
 


Art. 7, Absatz 1 


Das Departement für Wirtschaft, 
Bildung und Forschung (WBF) 
kann in Anhang 1 Teil A die 
Liste der Naturprodukte, Roh-
stoffe und Zutaten, die …. 


Präzisierung, Aufhebung der Unterteilung in A, B und C: Begründung siehe oben. 


 


Art. 7, Absatz 2 


Das WBF kann in Anhang 1 Teil 
B für Naturprodukte, Rohstoffe 
und Zutaten eine befristete 
Genehmigung zum Aus-
schluss  von der Berechnung 
erteilen aufnehmen, die tempo-
rär aufgrund von unerwarteten 
oder unregelmässig auftreten-
den Gegebenheiten wie Ernte-
ausfall nicht oder nicht in genü-
gender Menge in der Schweiz 
produziert werden können. 


Der vorgeschlagene Mechanismus mit Begehren und festlegen der temporär bewilligten Pro-
dukten in Anhang 1 ist umständlich und aufwändig. Vorgeschlagen wird die Aufhebung einer 
Unterteilung in A, B und C in Anhang 1, befristete Bewilligungen sind durch den Bund dem 
Antragssteller (Lebensmittelhersteller) schriftlich mit Kopie an die Branche mitzuteilen.  


 


Art. 8 ersatzlos streichen 


Es ist nicht Sache von Organisationen oder Verbänden Begehren einzureichen, diese können 
Beurteilungen oder Empfehlungen zu den einzelnen Begehren abgeben. Das vorgeschlagene 
System ist zudem sehr bürokratisch und schwerfällig. Der vorgeschlagene Mechanismus mit 
Begehren und festlegen der temporär bewilligten Produkte in Anhang 1 Teil C ist umständlich 
und aufwändig. Vorgeschlagen wird die Aufhebung der Teile B und C in Anhang 1 und das 
Erteilen befristeter Bewilligungen an die Antragssteller (Lebensmittelhersteller) durch den 
Bund. 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 8, Absatz 3 


Das Begehren muss Folgendes 
enthalten: 


a. den Nachweis, dass 
sich die in der Schweiz 
produzierten Naturpro-
dukte, Rohstoffe und 
Zutaten nicht für die 
Herstellung des Le-
bensmittels eignen; 


b. die spezifischen techni-
schen Anforderungen 
an das Naturprodukt, 
die Rohstoffe und Zu-
taten; 


Präzisierung 


 


Art. 10 


Werden mit einer Änderung 
eines Anhanges die Anforde-
rungen an die Verwendung der 
Herkunft „Schweiz“ für ein Le-
bensmittel erhöht, so darf dieses 
noch 12 24 Monate nach Inkraft-
treten der Änderung hergestellt 
und mit der Herkunftsangabe 
„Schweiz“ in den Verkehr ge-
bracht werden. 


 
Die Vorgeschlagene Übergangsfrist von 12 Monaten ist eher knapp gewählt und kann even-
tuell zum Beispiel bei Rezepturumstellung nicht eingehalten werden oder es kann zu unnöti-
gem Vernichten von Verpackungsmaterial führen. Wir schlagen deshalb eine 24 monatige 
Umstellfrist vor.   
 
 
 
 
 


 


Anhang 1 


Von der Berechnung ausge-
schlossene Naturprodukte, 
Rohstoffe und Zutaten 
Teil A: 
Naturprodukte, die aufgrund der 
natürlichen Gegebenheiten nicht 
in der Schweiz produziert wer-
den 


„Teil A: Naturprodukte, die….“ kann gestrichen werden wenn es keinen Teil B und C gibt. 
Siehe Begründung unten. 


 


Anhang 1 Teil B und Teil C ersatzlos 
streichen.  


Die Führung solcher Listen ist grundsätzlich kompliziert und Aufwändig und oft Lückenhaft. 
Eine Vereinfachung ist erwünscht. Zeitlich limitiert bewilligte Rohstoffe und Zutaten sollten 
über ein einfaches Bewilligugnsverfahren ohne Verordnungsänderungen möglich sein.  
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


  Keine Bemerkungen  


WSchV / OPAP / OPSP 


  Keine Bemerkungen  


 





		Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness Consultation relative au droit d’exécution Swissness Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness






 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Branchenorganisation Schweizer Milchpulver 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Peter Ryser 


031 359 56 11 


peter.ryser@swiss-milkpowder.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Brunnmattstrasse 21 


3007 Bern 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 
Sehr geerhter Herr Bundesrat Schneider-Ammann 
Sehr geehrte Damen und Herren 


Mit Schreiben vom 27. Juni 2014 haben wir die Unterlagen zu den Ausführungsverordnungen zur neuen Swissness Gesetzgebung erhalten, wozu Sie uns 
die Möglichkeit einer Stellungnahme geben.  


Mit den vorgeschlagenen Verordnungsänderungen sind wir grundsätzlich einverstanden, die neue Verordnung über die Herkunftsangabe “Schweiz” für Le-
bensmittel (HASLV) hat jedoch noch grösseren Überarbeitungsbedarf. Die Gesetzgebung zur Swissness soll in unserem Verständnis die inländischen Pro-
dukte stärken und helfen diese optimal im Markt zu positionieren. Wir stellen bei der vorgeschlagenen HASLV diverse Mängel fest, die eher eine 
Schwächung als Stärkung inländischer Produkte zur Folge hat. Die Anforderungen für eine “Swissnessauszeichnung” sind zudem nicht allzuhoch anzuse-
tzen, damit die Unternehmen diese auch nutzen können und damit auch keine, für die Landwirtschaft kontraproduktiven Auswirkungen entstehen.   


Mit freundlichen Grüssen 
Branchenorganisation Schweizer Milchpulver BSM 
 
 
Peter Ryser  
Geschäftsführer  


Bern, 10. Oktober 2014 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


  Keine Bemerkungen  


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 3, Bst. c (neu) c.  Freizonen Genf und St. Gin-
golph. 


Die Freizonen sind in engem Bezug zur Schweiz und werden seit sehr langer Zeit analog dem 
Fürstentum Lichtenstein der „Schweiz“ zugeordnet. Es gibt kein Grund die Freizone Genf 
anders zu behandeln. 


 


Art. 4, Absatz 2 (neu) 


Erfüllt eine zusammengesetz-
te Zutat die Voraussetzungen 
der Herkunftsangabe 
„Schweiz“, so gilt sie für die 
Berechnung des Mindestan-
teils schweizerischer Rohstof-
fe nach Art. 48b Absatz 2 
MSchG als schweizerischer 
Rohstoff. 


Es ist nicht zu erwarten, dass Lieferanten von zusammengesetzten Zutaten ihre Rezepturen 
offenlegen. Aus diesem Grund wird es in der Praxis nicht möglich sein, zusammengesetzte 
Zutaten aufzuschlüsseln. Die Anrechnung soll trotzdem möglich sein, wenn der Lieferant die 
Zutaten als schweizerischen Rohstoff gemäss Art. 48b Absatz 2 MSchG bestätigt respektive 
garantiert. 


 


Art. 4, Absatz 2 


Von der Berechnung ausge-
schlossen werden Naturproduk-
te, Rohstoffe und Zutaten, die: 


a. …..werden können 
(Anhang 1 Teil A); 


b. …..werden können 
(Anhang 1 Teil B); 


c. …..werden können 
(Anhang 1 Teil C). 


Der Begriff „Naturprodukte“ ist zu wenig genau definiert und könnte zu Missverständnissen 
führen. Damit klar ist, dass auch Rohstoffe und Zutaten gemeint sind, ist der Begriff „Natur-
produkte“ mit Rohstoffe und Zutaten zu ergänzen. Dies ist für alle Artikel (Art. 4 Absatz 5, Art. 
5 Absatz 1, Art. 6 Absatz 1 und 2, Art. 7 Titel Absatz 1 und 2, Art. 8 Absatz 3) und Anhang 1 
zu übernehmen (  
Der vorgeschlagene Mechanismus mit Begehren und festlegen der temporär bewilligten Pro-
dukte in Anhang 1 ist umständlich und aufwändig. Vorgeschlagen wird die Aufhebung der 
Teile B und C in Anhang 1, befristete Bewilligungen sind direkt den Antragsstellern durch den 
Bund schriftlich mitzuteilen mit Kopie des Schreibens an die betroffene Branche. 


 


Art. 4, Absatz 2, Bst. C 


in der Schweiz gemäss den 
erforderlichen technischen An-
forderungen für eine bestimmten 
Verwendungszweck nicht in 
den erforderlichen Mengen 
erhältlich sind produziert wer-
den können (Anhang 1 Teil C). 


Es nützt nichts, wenn das erforderliche Naturprodukt, der Rohstoff oder die Zutat in der 
Schweiz hergestellt wird, jedoch nicht in genügender Menge.  
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 4, Absatz 4 


Wasser wird von der Berech-
nung ausgeschlossen, soweit es 
nicht abgefülltes natürliches 
Mineralwasser oder Quellwasser 
ist. 


Grundsätzlich ist Wasser von der Berechnung auszuschliessen, sofern es sich nicht um abge-
fülltes Wasser handelt. 


 


Art. 4, Absatz 5 


Einzelne Naturprodukte, und 
daraus hergestellte Rohstoffe 
und Zutaten sowie Mikroorga-
nismen, Zusatzstoffe und Verar-
beitungshilfsstoffe gemäss Arti-
kel 2 Absatz 1 Buchstabe k, l 
und n der Lebensmittel- und 
Gebrauchsgegenständeverord-
nung vom 23. November 2005 
(LGV) können bei der Berech-
nung in jedem Fall vernachläs-
sigt werden, wenn sie: 


Mit der Ergänzung „in jedem Fall“ wird klargestellt, dass die Bagatellklausel Vorrang hat, ins-
besondere auch gegenüber dem 100%-Kriterium bei der Milch. 


 


Art. 4, Absatz 5, Bst. b 


gewichtsmässig vernachlässig-
bar sind, das sind Rohstoffe 
und Zutaten unter 3 Ge-
wichtsprozent, zusammen 
unter 10 Gewichtsprozent. 


Während der Gesetzgebungsdebatte war die Rede von einer sogenannten Bagatellklausel. 
Wir haben in den Unterlagen jedoch nichts Entsprechendes gesehen und dies nun ergänzt. 


 


Art. 4, Absatz 6 


Werden Milch und Milchproduk-
te als Rohstoffe verwendet, so 
müssen diese vollständig aus 
der Schweiz stammen. Vorbe-
halten bleiben Artikel 4 Absatz 
2 Buchstabe c und Artikel 4 
Absatz 5. 


Rohstoffe und Zutaten, die in der erforderlichen Qualität und Menge in der Schweiz nicht er-
hältlich sind oder unter die Bagatellklausel (Artikel 4, Absatz 5) fallen, müssen von der 100%-
Klausel ausgenommen werden.  


 


Art. 5, Absatz 1 


Soweit Naturprodukte, Rohstof-
fe und Zutaten nach Anhang 1 
oder Rohstoffe nach Anhang 2 
..... wenn sie nach Artikel 5  4  
Absätze 2 und 3 von der Be-
rechnung ausgeschlossen sind. 
  


Offensichtlicher Schreibfehler. 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 7, Absatz 1 


Das Departement für Wirtschaft, 
Bildung und Forschung (WBF) 
kann in Anhang 1 Teil A die 
Liste der Naturprodukte, Roh-
stoffe und Zutaten, die …. 


Aufhebung der Unterteilung in A, B und C: Begründung siehe oben und unten. 


 


Art. 7, Absatz 2 


Das WBF kann in Anhang 1 Teil 
B für Naturprodukte, Rohstoffe 
und Zutaten eine befristete 
Genehmigung zum Aus-
schluss  von der Berechnung 
erteilen aufnehmen, die tempo-
rär aufgrund von unerwarteten 
oder unregelmässig auftreten-
den Gegebenheiten wie Ernte-
ausfall nicht oder nicht in genü-
gender Menge in der Schweiz 
produziert werden können. 


Der vorgeschlagene Mechanismus mit Begehren und festlegen der temporär bewilligten Pro-
dukten in Anhang 1 ist umständlich und aufwändig. Vorgeschlagen wird die Aufhebung einer 
Unterteilung in A, B und C in Anhang 1, befristete Bewilligungen sind durch den Bund dem 
Antragssteller (Lebensmittelhersteller) schriftlich mit Kopie an die Branche mitzuteilen.  


 


Art. 8 ersatzlos streichen 


Es ist nicht Sache von Organisationen oder Verbänden Begehren einzureichen, diese können 
Beurteilungen oder Empfehlungen zu den einzelnen Begehren abgeben. Das vorgeschlagene 
System ist zudem sehr bürokratisch und schwerfällig. Der vorgeschlagene Mechanismus mit 
Begehren und festlegen der temporär bewilligten Produkte in Anhang 1 Teil C ist umständlich 
und aufwändig. Vorgeschlagen wird die Aufhebung der Teile B und C in Anhang 1 und das 
Erteilen befristeter Bewilligungen an die Antragssteller (Lebensmittelhersteller) durch den 
Bund. 


 


Art. 10 


Werden mit einer Änderung 
eines Anhanges die Anforde-
rungen an die Verwendung der 
Herkunft „Schweiz“ für ein Le-
bensmittel erhöht, so darf dieses 
noch 12 24 Monate nach Inkraft-
treten der Änderung hergestellt 
und mit der Herkunftsangabe 
„Schweiz“ in den Verkehr ge-
bracht werden. 


 
Die Vorgeschlagene Übergangsfrist von 12 Monaten ist eher knapp gewählt und kann even-
tuell zum Beispiel bei Rezepturumstellung nicht eingehalten werden oder es kann zu unnöti-
gem Vernichten von Verpackungsmaterial führen. Wir schlagen deshalb eine 24 monatige 
Umstellfrist vor.   
 
 
 
 
 


 


Anhang 1 
Von der Berechnung ausge-
schlossene Naturprodukte, 
Rohstoffe und Zutaten 


„Teil A: …“ kann gestrichen werden wenn es keinen Teil B und C gibt. Siehe Begründung 
unten. 


 







 
 


  


6/6 


 
 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Teil A: 
Naturprodukte,die aufgrund der 
natürlichen Gegebenheiten nicht 
in der Schweiz produziert wer-
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Anhang 1 Teil B und Teil C ersatzlos 
streichen.  


Die Führung solcher Listen ist grundsätzlich kompliziert und Aufwändig und oft Lückenhaft. 
Eine Vereinfachung ist erwünscht. Zeitlich limitiert bewilligte Rohstoffe und Zutaten sollten 
über ein einfacheres Bewilligugnsverfahren ohne Verordnungsänderungen möglich sein.  


 


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


  Keine Bemerkungen  


WSchV / OPAP / OPSP 


  Keine Bemerkungen  
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Genève, le 9 octobre 2014 


Eidg. Justiz- und 
Polizeidepartement 


14. Okt. 201̂  


•OK 000 005 395 
CONSEIL FÉDÉRAL 
Madame Corina CASANOVA 
Chancelière de la Confédération 
3003 BERNE 


Projet SWISSNESS 
Consultation du 20 juin 2014 
Prise de position de la Fédération des Laiteries Réunies 


Madame la Chancelière, 


Nous remercions le Conseil Fédéral d'avoir pris le soin de consulter les acteurs concemés par 
le projet Swissness et approuvons le principe de protéger l'utilisation de la « marque de 
qualité suisse » contre les abus d'usage. 
Nous tenons toutefois à ce que soit pleinement pris en compte le caractère spécifique des 
Zones fi-anches de Genève, lesquelles revêtent une importance primordiale pour notre 
coopérative. Après un bref rappel du contexte historique des Laiteries Réunies de Genève, 
nous exprimerons notre prise de position. 


Historique et particularité des Zones franches 
Au moment de la fondation des Laiteries Réunies, en 1911, i l y avait des sociétés genevoises 
(sociétés villageoises de laiterie) et quelques sociétés françaises des Zones franches. Les 
sociétaires vaudois sont arrivés ultérieurement, en 1923. On peut affiniier sans exagération 
que les Zones franches genevoises sont consubstantielles à l'existence des Laiteries Réunies 
de Genève. 
La spécificité genevoise des Zones franches résulte de différents accords (Congrès de Vienne 
en 1815, traités de Paris de 1815 et de Turin en 1816), qui redessinèrent l'Europe à la fin des 
guerres napoléonieimes, lors du rattachement de la République de Genève à la Confédération. 
La sentence arbitrale de Territet du 1" décembre 1933 (RS 631.256.934.952) fixa, ainsi que le 
souhaitait le Gouvernement suisse, un régime permanent pour les Zones franches. Elle institua 
le principe de la franchise générale pour les produits agricoles, sous réserve de l'application 
de contingents fixés par accords internationaux pour quelques denrées, dont le lait. Le 
contingent d'importation de lait représente aujourd'hui 23'357'080 kg par an, soit environ 
0.7 % de la production suisse. 
Le Canton de Genève possède 4.5 km de limite commune avec le Canton de Vaud contre 
102.5 km de frontière avec la France. Les Zones franches représentent 540 km^, soit le double 
du Canton de Genève. 
Le lait des Zones franches sert à réguler l'approvisiormement des Laiteries Réunies et nous 
garantissons une parfaite traçabilité de tous les volumes collectés. Les douanes françaises et 
suisses contrôlent régulièrement l'origine et les quantités de lait. 
Il est également à noter que la production laitière baisse régulièrement dans les Zones 
franches. En 2000, nous avions 120 producteurs de lait pour environ 34 millions de kg de lait; 
à fin 2013, i l n'en restait plus que 68, soit une baisse de 57 % pour 27 millions de kg de lait, 
soit - 20 %. 
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Nous croyons également utile de préciser que le lait issu des Zones franches est 
traditioimellement inclus dans la production suisse dans de nombreuses statistiques officielles 
de la Confédération (OFAG, TSM, etc.). 
Ce lait est également éligible au label Suisse Garantie qui a prévu cette possibilité dès 
l'élaboration du premier règlement sectoriel « lait et produits laitiers ». 
De plus, les Zones Franches bénéficient de tout temps d'un fort soutien, de notoriété publique, 
de la part de l'Etat de Genève. Cela s'illustre par exemple au travers du label Genève Région-
Terre Avenir qui inclut les Zones franches dans son domaine d'application, ainsi que par la 
prise en compte de cette entité spécifique dans le Projet de Développement Régional (PDR), 
validé en 2012 par l'État de Genève et la Confédération. 
Enfin, le Conseil d'Etat du Canton de Vaud a pris clairement position en faveur de 
l'introduction des Zones franches dans l'ordormance OIPSD dans sa prise de position du 1̂"̂  
octobre 2014. Cette décision est à mettre en relation avec la « composante vaudoise » de nofre 
Fédération, représentée actuellement par la centaine de producteurs de lait situés entre 
Genève et Bière qui livrent leur lait depuis plusieurs décennies aux Laiteries Réunies de 
Genève. 


Implications sociales et économiques 
Bien que la non-prise en compte des Zones franches dans le champ d'application de la 
nouvelle réglementation « Swissness » n'interdise pas formellement l'importation en Suisse 
du lait qui en est issu, elle crée néaimioins des conditions économiquement insupportables 
pour sa mise en valeur. Les distributeurs suisses, qui représentent l'essentiel de notre 
clientèle, se monfrent en effet de plus en plus sensibles quant au lieu et aux conditions de 
production des produits alimentaires. Cela se traduit concrètement par une préférence affichée 
envers les produits élaborés en Suisse, à partir de matières premières suisses, et respectant une 
réglementation nationale plus sévère que celle de l'UE. La non-prise en compte des Zones 
franches dans le Swissness réduit donc drastiquement les possibilités de transformation. Faute 
de Swissness -et même s'il respecte scrupuleusement les conditions de production imposées 
par la réglementation suisse- le lait des Zones franches importé à Genève se verrait orienté 
exclusivement vers des canaux de fransformation secondaires, à faible valeur ajoutée, de type 
alimentation animale. 
L'impact sur les 68 exploitations françaises concernées serait majeur : la perte de revenu 
induite, estimée à environ 30 %, plongerait la plupart d'entre-elles dans de graves difficultés 
financières, avec de sérieuses répercussions en matière d'emplois (directs et indirects) y 
compris en Suisse. L'absence de possibilité de valoriser correctement le lait des Zones 
franches (ZF) mettrait également le Groupe Laiteries Réunies Genève -en tant que 
transformateur- en grande difficulté. Privé de plus de la moitié de son approvisioimement (23 
mio kg de lait ZF devenu « inutilisable », sur un total de 43 mio kg), l'outil industriel formaté 
pour fraiter le lait ZF n'atteindrait plus son seuil de rentabilité. 400 emplois seraient 
potentiellement menacés à l'échelle du Groupe LRG, sans compter les iimombrables emplois 
indirects (fournisseurs, sous-traitants, etc.). 


Genève et ses Zones franches : un partenariat dynamique et fructueux 
Les relations étroites et historiques existant entre Genève et ses Zones franches n'ont jamais 
été aussi vivantes et dynamiques qu'aujourd'hui. Cela illustre bien l'intérêt mutuel qu'un tel 
partenariat offre pour chaque partie. 
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La non-prise en compte des Zones franches dans le Swissness équivaudrait, selon nous, à une 
remise en cause implicite de l'accord de Territet. Une telle éventualité serait en contradiction 
flagrante avec le processus séculaire d '« intégration » des Zones franches à l'économie 
genevoise et conduirait à remettre en cause l'existence même de notre coopérative. 
Outres les éléments évoqués ci-avant, de nombreux aufres arguments plaident en faveur de la 
prise en compte des Zones franches : par exemple, leur intégration dans le label cantonal 
Genève Région-Terre Avenir et le soutien dont elles bénéficient de la part de la branche 
agricole genevoise (AgriGenève, etc.), de la Fédération des Producteurs Suisses de Lait et de 
l'Union Suisse des Paysans. 


Solution 
La solution serait d'inclure explicitement les Zones franches de Genève dans les textes relatifs 
au Swissness, notamment l'Ordonnance d'application OIPSD, en cohérence avec le message 
du Conseil Fédéral du 18 novembre 2009 (RS 09.086). 


Proposition d'adaptation de l'article 3 de l'Ordonnance sur l'utilisation de l'indication 
de provenance «Suisse» pour les denrées alimentaires (OIPSD) : 
« Enclaves douanières éfrangères et zones frontalières 


Les surfaces suivantes exploitées à l'étranger sont également comptées comme lieu de 
provenance au sens de l'art. 48, al. 4, LPM : 
a. les enclaves douanières étrangères Liechtenstein, Büsingen et Campione d'Italia ; les 


Zones franches de Genève ; 
b. les surfaces cultivées par tradition par des exploitations agricoles suisses dans la zone 


frontière étrangère définie à l'art. 17, al. 2, dc l'ordonnance du 7 décembre 1998 sur la 
terminologie agricole et la recormaissance des formes d'exploitation. » 


Justification 
cf. argumentaire ci-dessus. 


Pour le reste, nous nous rallions à la position de la Fédération Suisse des Producteurs de Lait. 
*** 


Nous vous remercions d'avance de votre intérêt pour notre prise de position et restons à votre 
disposition pour toute information complémentaire. 


Nous vous présentons. Madame la Chancelière, nos meilleures salutations. 


mON DES LAITERIES RÉUNIES 


j^eilie > B. Treboux 
Président Vice-Président 


Annexe 
- La création du Canton de Genève et les Zones franches (M. A. Schweingruber / Ancien 


secrétaire général des Laiteries Réunies). 


Copies : AgriGenève, DGA Genève, Conseil d'Etat Genève, PSL, USP. 
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La création du canton de Genève 
et les Zones franches 


De lointaines origines 
Le site de Genève est stratégique depuis la préhistoire: le fleuve sortant du Lac Léman, une 
colline, plus tard un pont pré-romain sur le Rhône. Genève entre dans l'histoire en 58 av. J.-
C par la première mention écrite de son nom latin dans le récit de Jules César intitulé « La 
guerre des Gaules », quand il fit couper le pont pour barrer la route aux Helvètes en 
migration vers l'ouest. 


La période romaine dure environ six siècles dans nos régions. Ensuite, le haut moyen âge est 
une période obscure faute de fraces écrites. Mais la ville fut dès la seconde moitié du IVe 
siècle le siège d'un évêché couvrant un vaste territoire allant du Jura au Mont-Blanc et au 
Lac du Bourget. Après les époques des dynasties burgonde, mérovingienne, carolingieime, 
ce fut celle du second Royaume de Bourgogne. A l'extinction de cette lignée, ses propriétés 
territoriales furent dévolues en 1032 au souverain du Saint-Empire germanique, Conrad I I , la 
cité étant dirigée par un prince évêque. 


Les armoiries de Genève, la demi-aigle et la clé, qui apparaissent dès la fin du moyen âge, 
signifient d'ime part le rattachement à l'Empire, d'autre part la dédicace de la cathédrale à 
Saint-Pierre. 


Les conflits avec les Ducs de Savoie et les premières alliances avec 
les Confédérés 
Tout d'abord comté constitué autour de l'an mil des deux côtés de la chaîne des Alpes, 
élevée au rang de duché en 1416, la Savoie en expansion territoriale a peu à peu convoité 
Genève, en raison de sa position sfratégique, afin qu'elle devierme la capitale de ses 
territoires du nord des Alpes. Face à ces menaces, la cité a alors cherché sa protection et sa 
sécurité du côté des Suisses. Une première « combourgeoisie », conclue en 1477 enfre 
Fribourg et Berne et la personne du prince évêque, s'éteignit au décès de ce dernier cinq ans 
plus tard. En 1519, un nouveau pacte de combourgeoisie, conclu cette fois enfre la 
communauté des citoyens et Fribourg, fut armulé la même année par la pression du Duc de 
Savoie Charles III . Enfin, en 1526, ce fut la signature d'ime double alliance de 
combourgeoisie avec Berne, ainsi que Fribourg (qui rompit le pacte huit ans plus tard en 
raison des progrès de la Réforme à Genève). Les menaces et coups de main de la Savoie 
s'étant constarmnent répétés, Genève appela son allié bernois à son secours et en janvier 
1536, ce fut la conquête par Berne du Pays de Vaud, alors possession savoyarde, ainsi que 
du Pays de Gex et du Chablais savoyard. Genève fut alors entourée de territoires qui la 
protégeaient. Mais en 1564, un traité de paix entre Beme et la Savoie a eu pour conséquence 
la restitution du Pays de Gex et du Chablais, de sorte que Genève se refrouva directement 
menacée par l'ennemi séculaire. Entre-temps, deux ans plus tôt, le Duc Emmanuel Philibert 
avait transféré sa capitale de Chambéry à Turin en raison du poids croissant de ses 
possessions piémontaises. Dans cette situation périlleuse, une nouvelle alliance fut conclue, 
en 1584, avec Berne et cette fois Zurich, ces deux villes ayant auparavant, comme Genève, 
adopté la Réforme. Et perdant patience face au danger, Genève déclara la guerre à son grand 
voisin en 1589 et occupa le Pays de Gex durant douze ans. 







Mais par les traités de Vervins (1598), puis de Lyon (1601), mettant fin au conflit existant 
entre le Duché de Savoie et le Royaume de France, le roi Henri IV, occupant définitivement 
ce territoire, en retira la possession aux Genevois qui se refrouvèrent une fois de plus sans 
arrière-pays. La compensation, modeste, fut un régime de circulation facilitée des 
marchandises avec Genève qu'on peut considérer comme étant l'ancêtre des Zones franches 
actuelles. Et ce n'est qu'en 1603, avec le traité de Saint-Julien, consécutif à l'échec de 
l'attaque surprise de «l'Escalade» de décembre 1602, que Genève put réaliser avec la 
Savoie une paix relativement stable et durable. 


De la Réforme au XVIIIe siècle et à l'occupation française 
La Réforme est arrivée à Genève dès 1525, propagée tout d'abord par des marchands 
allemands adeptes des idées de Luther et fréquentant les fameuses foires de Genève. Après 
diverses péripéties, elle fiit formellement adoptée à l'unanimité des citoyens réunis en 
Conseil général au cloîfre de Saint-Pierre, le 21 mai 1536. Auparavant, le dernier prince 
évêque, Pierre de la Baume, avait quitté secrètement et définitivement la ville en 1533. A 
part l'aspect religieux, cette décision collective revêtait aussi l'aspect politique d'une prise 
de distance frès ferme vis-à-vis de la Savoie demeurée profondément catholique, et la prise 
de pouvoir par les citoyens a fait de Genève une république. L'événement capital suivant a 
été l'arrivée du Français de Picardie Jean Calvin, en voyage pour une aufre destination, mais 
retenu par son prédécesseur, le Dauphinois Guillaume Farei. Le réformateur Calvin meurt à 
Genève en 1564 après avoir fondé en 1559 l'Académie au renom européen et enfretenu de la 
correspondance et des relations avec des souverains et de hautes personnalités de tout le 
continent. Il a marqué la cité d'une empreinte culturelle indélébile qui dure jusqu'à ce jour, 
puisqu'on parle encore couramment de la « Cité de Calvin ». Son œuvre a été continuée et 
consolidée par son disciple et successeur Théodore de Bèze, d'origine bourguignorme. Mais 
la Réforme provoqua aussi pour Genève la coupure spirituelle et religieuse entre son 
territoire frès restreint et les campagnes de la région. 


Les conflits religieux ont provoqué d'importantes migrations. Les réfugiés huguenots sont 
arrivés à Genève en deux vagues principales, tout d'abord au XVIe siècle en conséquence 
des guerres de religion et des persécutions en France et en Italie. La révocation par Louis 
XIV en 1685 de l'Edit de Nantes de tolérance religieuse, promulgué par le roi Henri IV en 
1598, provoqua le second refiige des Français réformés. Ce terreau a suscité le 
développement d'activités économiques et d'industries de haut niveau, telles que 
l'imprimerie, l'horlogerie et la banque, sans oublier l'apport de légumes et spécialités 
maraîchères inconnus jusque là, comme le cardon. Il est aussi à l'origine de la pléiade des 
savants genevois du XVIIIe siècle, de renommée européenne. 


Ce même siècle, notamment par l'influence de la pensée de Jean-Jacques Rousseau, a aussi 
été une période d'agitation politique et révolutionnaire, qui a culminé à la suite de la 
Révolution de 1789 dans le pays voisin. Elle a frouvé son épilogue en 1798 par quinze ans 
d'occupation française, au temps du Directoire et du Général Bonaparte devenu ensuite 
l'Empereur Napoléon I ^ . Genève a temporairement changé de destin et s'est retrouvée 
durant ces quinze ans chef-lieu du Département du Léman. Avec ce territoire élargi, Genève 
a retrouvé en partie la dimension de l'évêché du moyen âge ; ce territoire correspondra aussi 
approximativement à la grande Zone franche de 1860. 







1815: Genève canton suisse 
A la suite de l'effondrement de l'Empire de Napoléon I " , la carte de l'Europe a été 
redessinée dans le cadre de plusieurs congrès, tout d'abord à Paris en 1814, ensuite à Vienne 
en 1814-1815, puis à nouveau à Paris en 1815 après l'épisode des « Cent Jours ». C'est à ces 
frois congrès que fut envoyé, comme négociateur, entre autres persoimalités, Charles Pictet 
de Rochemont. La République de Genève lui doit l'élargissement de son territoire et la 
Suisse lui est redevable de la reconnaissance intemationale de son statut de neutralité. 


Enfre-temps, Genève avait posé sa candidature comme canton de la Confédération suisse à 
part entière, mais elle devait remplir deux conditions: elle devait, selon les textes de 
l'époque, «réunir une dot suffisante et présenter des papiers en ordre». 
Pour la dot, i l s'agissait du désenclavement du territoire en obtenant la réunion des terres 
genevoises éparpillées et la contiguïté avec le Canton de Vaud. Pour les papiers en ordre, i l 
fallait que Genève se dote d'une constitution cantonale nettement conservatrice qui soit de 
nature à rassurer ses partenaires en corrigeant sa réputation de cité turbulente. 


Sur le plan territorial, Pictet de Rochemont était partisan de la «Grande Genève», c'est-à-dire 
d'un élargissement territorial substantiel, et i l avait obtenu des assurances dans ce sens de 
souverains d'Europe, notamment du Tsar de Russie, ainsi que des appuis de l'Angleterre. En 
revanche, i l a été bridé par ses mandants, les « seigneurs syndics » et conseillers formant le 
gouvernement de ce temps, qui voulaient s'en tenir au minimum de cession territoriale 
nécessaire par le Royaume de France et par le Royaume de Sardaigne. C'est la question 
confessionnelle, ressentie autant par la ville protestante qui craignait l'intégration de frop 
nombreuses populations voisines de l'autre confession, que par les souverains catholiques de 
celles-ci, réticents à des cessions territoriales frop importantes, qui s'opposa à une extension 
plus ambitieuse. Finalement, après de laborieux pourparlers, c'est seulement vingt 
communes françaises et sardes de l'époque qui furent cédées à Genève en 1815 dans le cadre 
du Congrès de Vieime, puis du second Congrès de Paris, le fraité d'adhésion de Genève à la 
Suisse ayant été signé le 19 mai 1815. Le fransfert des communes sardes a été finalisé par le 
fraité de Turin de 1816. 


Les six communes du Pays de Gex cédées par la France le furent en échange de l'abandon 
par la Suisse de ses droits sur Mulhouse qui avait été son alliée jusqu'en 1798. Le Jura étant 
devenu, par séparation d'avec Beme, le 23̂  canton suisse en 1979, i l est aussi intéressant de 
rappeler qu'au Congrès de Vienne, Talleyrand a refusé, afin de conserver Femey-Voltaire à 
la France, la région de Porrentmy qui lui était offerte en échange de la cession de la totalité 
du Pays de Gex à Genève par le Royaume de France. 


Les Zones franches 
Zones d'origine 
Dormer à Genève un arrière-pays suffisant pour assurer son ravitaillement en produits 
agricoles: tel fut l'autre problème qui se posait à la même époque. Des facilités avaient été 
accordées par Henri IV en 1601, puis dans le cadre du traité de Saint-Julien en 1603. Elles 
sont la genèse, datant maintenant de quatre siècles, des Zones franches qui existent encore à 
ce jour. Ces zones ont été formalisées tout d'abord lors du second Congrès de Paris qui 
prévoyait «le reculement des douanes à l'ouest du Jura» du côté du Pays de Gex français, ce 
qui en fit une Zone franche de libre circulation des marchandises avec Genève. En 1816 
(fraité de Turin), une seconde Zone franche, dite de Haute-Savoie, a été négociée avec S.M. 
Le Roi de Sardaigne, dont on peut dire de son tracé qu'il est assez fantaisiste. Ces Zones 
franches de 1815 et 1816 ont doimé à Genève le «poumon agricole» dont elle avait besoin et 
qui dura tel quel jusqu'en 1860. Leur superficie totale était et est encore de 547 km^ et 
correspond à presque le double du territoire du canton de Genève. 
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La Grande Zone ou «Zone d'annexion» 
En 1859, l'Empereur Napoléon III a donné l'appui de ses armées à Victor-Emmanuel I I , Roi 
de Sardaigne, pour libérer la Lombardie, puis la Vénétie, de leur occupation par l'Empire 
d'Autriche comme première étape vers l'unité politique de l'Italie. La confrepartie promise 
était la cession à la France des territoires sardes du nord des Alpes, coupés durant les mois 
d'hiver du Piémont proprement dit et de la capitale à Turin. Ce fiirent les champs de bataille 
de Magenta, puis de San Martino et de Solferino, où se trouvait en voyage d'affaires le 
Genevois Henry Dunant, qui cherchait à renconfrer Napoléon III pour régler des problèmes 
concemant des propriétés qu'il gérait en Algérie. On sait que le choc qu'il ressentit face aux 
milliers de blessés abandonnés sans soins le conduisit à la création de la Croix-Rouge en 
1863 dans le cadre d'un « comité intemational permanent » constitué avec quafre autres 
persoimalités genevoises. 


Par d'autres promesses faites à la Suisse, Napoléon III avait envisagé de lui céder le 
Chablais, le Faucigny et le Genevois. De leur côté, par le biais de pétitions, une grande partie 
des populations concemées avaient exprimé leur vif souhait d'êfre rattachées à la Suisse et 
particulièrement à Genève. En revanche, du côté des pouvoirs et du clergé, on voulait 
résolument rester du côté sarde et d'aufres milieux poussaient fortement à l'annexion à la 
France. Les négociations en vue de la cession de ces territoires à la Suisse étaient assez 
avancées et la demière proposition prévoyait comme confrepartie le paiement de 50 millions 
de francs, quote-part de la dette publique afférente à la portion territoriale qui serait cédée. 
Cette somme a été jugée trop élevée par le Conseil fédéral (c'était tout de même le double du 
budget aimuel de la Confédération à l'époque !). Ayant voulu la négocier, i l a vu l'affaire lui 
«passer sous,le nez». Par ailleurs, les grands cantons protestants ne voyaient pas d'un bon 
œil l'idée d'un agrandissement avec des populations catholiques. Napoléon III a alors 
soumis au suffrage des populations concemées leur rattachement à la France par un bulletin 
de vote portant la proposition «oui et zone» qui a obtenu une majorité écrasante. 


La grande Zone de 1860, dite «Zone d'armexion» qui étendit largement le territoire de 
franchise douanière, fut pour Genève et pour son arrière-pays une période de prospérité 
économique. Sur le plan monétaire, c'était l'Union latine: que les pièces (d'or) soient 
italiennes, françaises, belges ou suisses, elles avaient la même valeur et pratiquement, aucun 
passeport n'était nécessaire. Durant près de soixante ans, soit jusqu'à la guerre mondiale de 
1914, Genève fut ainsi le centre d'un espace économique de 3790 km^, peuplé à cette 
demière époque de quelque 355.000 habitants, soit près de quinze fois la surface du canton 
et de deux fois sa population. C'est également à cette époque que s'implanta dans la vallée 
de l'Arve et notamment à Cluses toute une industrie de décolletage et de mécanique de 
précision qui fravaillait en liens étroits avec l'horlogerie genevoise, déjà mondialement 
réputée. 


« Coup de force » de Poincaré et jugement de la Cour de La Haye 
A l'issue de la guerre mondiale de 1914-1918, l'armistice et le Traité de Versailles de 1919 
mirent fin à ce régime, la France considérant alors les Zones franches comme une atteinte à 
sa souveraineté territoriale. Dans un premier temps fiit élaborée une convention franco-suisse 
prévoyant le remplacement des Zones franches par un système d'échanges commerciaux 
facilités sur le plan douanier, cela pour une période de dix ans et pouvant êfre renégociée 
après ce laps de temps. Du côté suisse, cet accord fiit considéré comme précaire en durée, 
contesté par un référendum et rejeté en votation populaire fédérale, même par le canton de 
Genève. Du côté français, le gouvernement de Raymond Poincaré, président du Conseil, 
réagit en ramenant alors dès 1923 le cordon douanier à la frontière politique. 







La Suisse n'ayant pas admis ce fait accompli, elle porta le litige devant la Cour permanente 
de justice intemationale de La Haye qui rendit son arrêt en 1932 en ordoimant à la France le 
rétablissement des «petites» zones franches de 1815 et 1816 qui résultaient de traités 
intemationaux en bonne et due forme, alors que la grande Zone de 1860 était un geste 
unilatéral de l'Empereur Napoléon III. 


Suivit la sentence arbifrale de Territet de 1933 qui constitue encore à ce jour la base du 
fonctioimement actuel des Zones franches du Pays de Gex et de la Haute-Savoie. C'est du 
règlement d'application pratique de cette sentence que découlent des contingents maximaux 
d'importation de produits agricoles en franchise de droit de douane, afin de protéger dans 
une certaine mesure les intérêts de l'agriculture suisse (voir ci-dessous). Les principaux 
produits en cause sont le lait (la moitié de la quantité acheminée, puis consommée ou 
fransformée à Genève), le fromage, le bétail de boucherie et, auparavant, le beurre. Parmi les 
autres marchandises admises, on peut encore ajouter les produits maraîchers, les céréales et 
d'autres productions agricoles. La disparition complète des droits de douane sur les produits 
industriels, dans le cadre des accords conclus sous l'égide de l'AELE, a pour conséquence 
que les Zones franches sont devenues pratiquement sans objet dans ce domaine. 


On peut aussi rappeler que le régime zonien a continué de fonctionner de façon relativement 
correcte, en dépit de diverses difficultés, pendant la seconde guerre mondiale 1939-1945, 
même sous l'occupation allemande et italieime de la France voisine. 


Quel avenir pour les Zones franches ? 
Tout d'abord, on peut relever que l'évolution du taux de change du franc suisse au cours des 
dernières décennies a constitué un avantage significatif pour les producteurs agricoles des 
Zones franches, membres à part entière de la Fédération des Laiteries Réunies Genève pour 
ce qui conceme le lait. Les accords bilatéraux conclus entre la Suisse et l'Union européenne, 
n'ont pas touché à ce régime particulier qui fait partie du statut territorial de Genève depuis 
1815 et 1816. Une aufre hypothèse serait l'adhésion de la Suisse à l'Union européerme et on 
ne peut pas exclure que dans un tel nouveau contexte, le régime des Zones franches, 
considéré comme désuet, soit peut-êfre appelé à disparaîfre. Mais une telle perspective, 
soumise en Suisse à une votation populaire requérant la double majorité du peuple et des 
cantons, n'est pas envisageable dans le sens du « oui » à moyen ou même à plus long terme. 
Il n'y a donc pas de raison pour que les Zones franches entourant le canton de Genève soient 
remises en cause et ne continuent pas d'exister pour de nombreuses années encore. 


Contingents actuels: 


• Lait : 62'128 lifres par jour (réglé en fait à l'aimée - après conversion en lait en 2008 
du contingent de beurre de 65 tormes par an) ; 


• Fromage : 250 tonnes par an ; 


• Bétail (par an) : l'OOO porcs, 3'000 veaux, l'OOO vaches/taureaux. 


Mai 2014 Laiteries Réunies Genève 
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Schweizerische Eidgenossenschaft 
Confédération suisse 
Confederazione Svizzera 
Confederaziun svizra 


Chancellerle fédérale ChF 


Section gestion des affaires et logistique 


CH-3003 Berne 
ChF, stc 


LRG Laiteries Réunies Genève 
Case Postale 1055 
1211 Genève 26 


Votre référence: 
Notre référence: stc 
Berne, le 14 octobre 2014 


Projet SWISSNESS Consultation du 20.06.2014 Prise de position de la Fédération des Laiteries 
Réunies 


Madame, Monsieur, 


Nous accusons réception de votre courrier susmentionné et vous informons l'avoir transmis au dépar­
tement compétent en la matière. 


En vous priant de recevoir nos salutations les meilleures. 


Hans-Ruedi Stucki 
Documentaliste / Responsable de l'enregistrement 


Chancellerie fédérale ChF 
Hans-Ruedi Stucki 
Palais fédéral ouest, 3003 Berne 
Tél. +41 58 46 48907, Fax +41 58 46 39392 
hans-ruedi.stucki@bk.admin.ch 
wnww.bk.admin.ch 








 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness       
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione VMI 
Vereinigung der Schweizerischen Milchindustrie 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Dr. Lorenz Hirt, Geschäftsführer 
031 356 21 21 
hirt@thunstrasse28.ch 


 


Adresse / Indirizzo 


 


Thunstrasse 82 
3000 Bern 6 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Der Entwurf für die Verordnung über die Herkunftsangabe Schweiz bei Lebensmitteln (E-HASLV) ist für die Unternehmen der schweizerischen 
Milchindustrie in vielen Punkten nicht praxistauglich. Eine umfassende Überarbeitung des Entwurfs ist nötig, ansonsten drohen neue bürokratische 
Hindernisse und eine weitere Verschlechterung der Rahmenbedingungen für die Verarbeitungsbetriebe in der Schweiz.  
 
Generelle Stellungnahme 
Betreffend der generellen Stellungnahme verweisen wir auf die Vernehmlassungsantwort der Foederation der Schweizerischen Nahrungsmit-
tel-Industrien (fial), unseres Dachverbandes. Wir beschränken uns auf die für die Milchwirtschaft spezifischen Aspekte.  


Einseitige Ausrichtung auf landwirtschaftliche Produktions- und Absatzförderinteressen 
Auch wenn die neue gesetzliche Grundlage aus Sicht der verarbeitenden Lebensmittelindustrie unbefriedigend ist, gilt es, das Ergebnis des 
parlamentarischen Verfahrens zu respektieren. Für den Erlass einer überschiessenden Umsetzungsverordnung durch die Bundesverwaltung 
(wie z.B. bei der 100%-Klausel für Milch und Milchprodukte, siehe dazu weiter unten) gibt es aber keine Veranlassung.  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


HASLV / OIPSD / IPSDA 
Art. 3 Zollanschlussgebiete und Grenz-
gebiete 
Die folgenden Flächen im Ausland gelten als 
Ort der Herkunft nach Artikel 
48 Absatz 4 MSchG: 


   


a. die Zollanschlussgebiete Liechtenstein, 
Büsingen und Campione d’Italia; 


   


b. die angestammten Flächen schweizeri-
scher Landwirtschaftsbetriebe in der auslän-
dischen Grenzzone nach Artikel 17 Absatz 2 
der Landwirtschaftlichen Begriffsverordnung 
vom 7. Dezember 1998. 


die als landwirtschaftliche Nutzflächen gelten-
den Flächen schweizerischer Landwirtschafts-
betriebe in der ausländischen Grenzzone nach 
Artikel 17 Absatz 1 der Landwirtschaftlichen 
Begriffsverordnung vom 7. Dezember 1998. 


Eine unterschiedliche Behandlung der angestammten und der anderen, im 
Ausland liegenden Flächen eines Betriebes mit Sitz in der Schweiz oder im 
Fürstentum Lichtenstein lehnen wir ab.  
 


 


 c.(neu) die Freizonen Genf und St. Gingolph Die Freizonen Genf und St. Gingolph sind analog dem Fürstentum Lichten-
stein ebenfalls ganz zur Swissness-Zone zu rechnen. 


 


Art. 4 Berechnung des erforderlichen 
Mindestanteils schweizerischer 
Rohstoffe 
1 Die Berechnung des erforderlichen Min-
destanteils schweizerischer Rohstoffe nach 
Artikel 48b Absatz 2 MSchG erfolgt auf der 
Grundlage der Rezeptur. 


 
 
 
 
 
 
 
Zusätzlicher zweiter Absatz: 
2 Erfüllt eine Zutat die Voraussetzungen der 
Herkunftsangabe „Schweiz“, so gilt sie für die 
Berechnung des Mindestanteils schweizeri-
scher Rohstoffe nach Art. 48b Absatz 2 
MSchG als schweizerischer Rohstoff.   
 


 
 
 
 
 
 
 
 
Gemäss Anhang II - Erläuternder Bericht zum Swissness Ausführungsrecht 
müssten bei zusammengesetzten Zutaten und Halbfabrikaten die Rohstoffe 
einzeln berücksichtigt werden, was in der Praxis nicht umsetzbar.  


 


 


2 Von der Berechnung ausgeschlossen 
werden Naturprodukte, die: 


2 Von der Berechnung ausgeschlossen wer-
den: 


  


a. aufgrund natürlicher Gegebenheiten nicht 
in der Schweiz produziert werden können 
(Anhang 1 Teil A); 


a. Naturprodukte und daraus hergestellte Roh-
stoffe, die aufgrund natürlicher Gegebenheiten 
nicht in der Schweiz produziert werden; 
 
 
 
 
 
 
 


Die Vollständigkeit von Anhang 1 Teil A wäre kaum überprüfbar. Der Me-
chanismus bei neu entdeckten exotischen Naturprodukten zur Aufnahme 
von Naturprodukten ist zudem weder im Anhang 1 Teil A noch in Art. 7 defi-
niert. Letztlich sind der Anhang 1 Teil A sowie der Verweis darauf in Art. 4 
Abs. 2 lit. a überflüssig. Für den Vollzug der Verordnung ist einzig die Posi-
tivliste mit Angabe des Selbstversorgungsgrads in Anhang 2 relevant, die 
damit genügt. Siehe auch Kommentar zu Anhang 1. 
 
Unter die Ausnahme von Art. 4 Abs. 2 lit. a fallen nach unserem Verständnis 
alle Naturprodukte, die aufgrund der „natürlichen Gegebenheiten“ (z.B. kli-
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  matische und geografische sowie auf die Bodenbeschaffenheit gerichtete 
Gegebenheiten) und deren Folgen (Sinnlosigkeit eines gewerblichen An-
baus aufgrund von Aspekten wie geringen Ernteerträgen, natürlichen Anfäl-
ligkeiten oder unverhältnismässigem Aufwand (z.B. Kakao in Tropenhalle) 
nicht in der Schweiz produziert werden. Vor diesem Hintergrund ist das Wort 
„können“ zu streichen.  
 


b. temporär aufgrund unerwarteter oder 
unregelmässig auftretender Gegebenheiten 
wie Ernteausfall nicht oder nicht in genü-
gender Menge in der Schweiz produziert 
werden können (Anhang 1 Teil B); 


b. Rohstoffe und Zutaten, die temporär auf-
grund unerwarteter oder unregelmässig auftre-
tender Gegebenheiten wie Ernteausfall nicht 
oder nicht in genügender Menge in der 
Schweiz produziert werden. 


Auch bei Zutaten, die aus in der Schweiz genügend vorhandenen Naturpro-
dukten bestehen, kann eine temporäre Mangellage auftreten; so z.B. bei 
einem Ausfall einer Verarbeitungsanlage, die eine bestimmte Zutat herstellt. 
 
Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil B beruht, ist zu bürokratisch 
und stellt ein Genehmigungsverfahren dar, das im Widerspruch zum dekla-
rierten Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr im Klagefall steht. 
Anhang 1 Teil B und der Verweis darauf in Art. 4 II b sind deshalb zu strei-
chen. 
 
Im Weiteren siehe unten zu Art. 7 
 


 


c. in der Schweiz gemäss den erforderlichen 
technischen Anforderungen für einen be-
stimmten Verwendungszweck nicht produ-
ziert werden können (Anhang 1 Teil C). 


c. Rohstoffe und Zutaten, die in der Schweiz 
gemäss den erforderlichen technischen Anfor-
derungen für einen bestimmten Verwendungs-
zweck nicht in der erforderlichen Menge erhält-
lich sind. 


Die Ausnahme muss auch sämtliche Zutaten erfassen, die in der Schweiz in 
der nötigen technischen Spezifikation nicht erhältlich sind; unabhängig da-
von, ob die ursprünglichen Naturprodukte in der Schweiz produziert werden 
können oder nicht.  
 
Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil C beruht, ist zu aufwändig 
und bürokratisch und stellt ein Genehmigungsverfahren dar. Dies steht im 
Widerspruch zum Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr im Klagefall. 
Anhang 1 Teil C und der entsprechende Verweis in Art. 4 II c sind deshalb 
zu streichen. 
 
Ein im Rahmen der Diskussionen zum MSchG immer wieder genanntes 
Beispiel für solche Fälle ist der sogenannte Fonduewein. Zur Herstellung 
eines Fertigfondues ist der Verarbeiter das ganze Jahr auf eine gleichblei-
bende Spezifikation des Weines angewiesen, um die Rezeptur genau ein-
stellen und ein stets gleichbleibendes Produkt gewährleisten zu können. In 
der Schweiz ist solcher Industriewein in der erforderlichen Menge und Spe-
zifikation (pH-Wert, Restsäure etc.), vor allem aber auch in immer gleich-
bleibender Qualität, nicht erhältlich. Dies haben die drei Hersteller von Fer-
tigfondue durch eine Ausschreibung bei insgesamt 12 grossen Schweizer 
Weinhändlern (ohne Preisangabe) nachgewiesen. Ein solcher Nachweis im 
Rahmen der Selbstkontrolle muss auch weiterhin ausreichen, um die Nicht-
Erhältlichkeit nachzuweisen. Aufgrund des Damoklesschwerts der Beweis-
lastumkehr wird der Verarbeiter darauf achten müssen, hier transparente 
und unangreifbare Grundlagen zu schaffen, damit ihm nicht vorgeworfen 
werden kann, er habe seinen Rohstoff aus preislichen Gründen im Ausland 
beschafft. Ein Missbrauchspotential besteht daher kaum, es ist im ureigens-
ten Interesse des Verarbeiters, hier klare Verhältnisse zu schaffen, da Un-
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klarheiten zu seinen Lasten gehen würden.  
 
Würde der Fonduewein demgegenüber an die 80% angerechnet, könnte ein 
Schweizer Fertigfondue nicht mehr als solches verkauft werden. Damit wür-
de aber auch der Anreiz wegfallen, Schweizer Käse einzusetzen, was sich 
wiederum als Bumerang für die Schweizer Landwirtschaft erweisen würde.  
 
Im Weiteren siehe unten zu Art. 8 
 


5 Einzelne Naturprodukte und daraus her-
gestellte Rohstoffe sowie Mikroorganismen, 
Zusatzstoffe und Verarbeitungshilfsstoffe 
gemäss Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben k, l 
und n der Lebensmittel- und Gebrauchsge-
gegenständeverordnung vom 23. November 
2005 (LGV) können bei der Berechnung 
vernachlässigt werden, wenn sie: 
 


 
 
 
 
 
 
                     (…) können bei der Berechnung 
in jedem Fall vernachlässigt werden, wenn sie: 
 


 
 
 
 
 
 
Mit dem Zusatz „in jedem Fall“ ist klarzustellen, dass die Bagatellklausel 
Vorrang hat vor allen anderen Bestimmungen (insbesondere auch gegen-
über dem 100%-Kriterium bei der Milch). 
 


 


a. weder namensgebend noch relevant für 
die wesentlichen Produkteigenschaften des 
Lebensmittels sind;  
 


   


b. gewichtsmässig vernachlässigbar sind. 
 
 


b. gewichtsmässig vernachlässigbar sind, das 
heisst pro Zutat weniger als 3 Prozent und 
zusammen weniger als 10 Prozent des gesam-
ten Rohstoffgewichts ausmachen. 
 


Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens war die Rede von einer 10%-
Schwelle. Diese würde Klarheit schaffen. Zur Verhinderung von Missbräu-
chen erscheint eine zusätzliche Schwelle von 3% pro Zutat angezeigt. 
 


 


6 Werden Milch und Milchprodukte als Roh-
stoffe verwendet, so müssen diese vollstän-
dig aus der Schweiz stammen. 


Werden Milch und Milchprodukte als Rohstoffe 
verwendet, so müssen diese vollständig aus 
der Schweiz stammen, davon ausgenommen 
sind Rohstoffe und Zutaten nach Art. 4 Abs. 2 
Bst. c und Art. 4 Abs. 5. 


Rohstoffe und Zutaten, die in den erforderlichen Spezifikationen und Men-
gen (Art. 4 Abs. 2 Bst. c) in der Schweiz nicht erhältlich sind oder unter die 
Bagatellklausel (Art. 4 Abs. 5) fallen müssen von der 100%-Milchklausel 
ausgenommen werden. 
 


 


Art. 6 Besondere Bestimmungen 
1 Setzt sich ein Lebensmittel aus mehreren 
Naturprodukten zusammen, so gelten die 
Prozentsätze nach Artikel 48b Absatz 2 
MSchG. 


Art. 6 Besondere Bestimmungen 
1 Setzt sich ein Lebensmittel aus mehreren 
Zutaten zusammen, so gilt eine Zutat als voll-
ständig schweizerischer Herkunft und kann bei 
der Weiterverarbeitung vollständig angerech-
net werden, wenn die Anforderungen nach Art. 
48b Abs. 2 MSchG erfüllt sind. 
 


Art. 6 Abs. 1 wäre in der Praxis nicht umsetzbar, weil ein Lebensmittelher-
steller dafür die Rezepte seiner Lieferanten, die Rezepte von dessen Unter-
lieferanten, die Rezepte von dessen Unterunterlieferanten etc. (d.h. die 
Rezepte der ganzen Kaskade an Lieferanten) kennen müsste bis hin zum 
Naturprodukt. Dem stehen nebst Praktikabilitätsaspekten die legitimen Ge-
heimhaltungsinteressen der Lieferanten entgegen. 
 


 


3 Darf für ein Lebensmittel die Herkunftsan-
gabe «Schweiz» nicht verwendet werden, so 
dürfen für einzelne Rohstoffe, aus denen 
das Lebensmittel hergestellt wurde, nur die 
nach der Lebensmittelgesetzgebung vorge-


Streichen Art. 6 Abs. 3 E-HASLV würde z.B. eine Anpreisung „Lasagne mit Schweizer 
Rindfleisch“ künftig verbieten. Dies würde dem Konsumenteninteresse nach 
einer klaren und leicht erkennbaren Information zuwiderlaufen. 
 
Es gibt zahlreiche weitere Beispiele, bei denen gemäss dem Vorschlag des 
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schriebenen Angaben der Herkunft gemacht 
werden. Die Angaben müssen in derselben 
Farbe und Grösse und im selben Schrifttyp 
wie die übrigen Angaben im Verzeichnis der 
Zutaten nach Artikel 26 LGV erscheinen. 


E-HASLV wertbestimmende Inhaltsstoffe aus Schweizer Herkunft nicht mehr 
ausgelobt werden könnten, zum Beispiel „Apfeljoghurt mit Schweizer Milch“. 
Dies wäre aus Sicht des „Swissness“-Gedankens kontraproduktiv. 
 


Art. 7 Festlegung nicht verfügbarer 
schweizerischer Naturprodukte  
1 Das Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung (WBF) kann in Anhang 1 Teil 
A die Liste der Naturprodukte, die aufgrund 
der natürlichen Gegebenheiten nicht in der 
Schweiz produziert werden können, ändern. 


 
 
Streichen 


 
 
Art. 7 Abs. 1 ist ersatzlos zu streichen, wenn Anhang 1 gestrichen und aus-
schliesslich mit der Positivliste nach Anhang 2 gearbeitet wird.  
 
Bliebe Anhang 1 Teil A bestehen, so müsste geklärt werden, wie der Me-
chanismus zur Ergänzung der Listeneinträge funktionierte (z.B. wenn in 
Zukunft eine neue Pflanze im Amazonas-Gebiet entdeckt würde.) 
 
 


 


2 Das WBF kann in Anhang 1 Teil B Natur-
produkte befristet aufnehmen, die temporär 
aufgrund von unerwarteten oder unregel-
mässig auftretenden Gegebenheiten wie 
Ernteausfall nicht oder nicht in genügender 
Menge in der Schweiz produziert werden 
können. 


Streichen 
 


Art. 7 Abs. 2 definiert ein bürokratisches Bewilligungssystem, was dem an-
gestrebten System der Selbstkontrolle zuwiderläuft. 
 
Als Alternative könnte allenfalls ein Meldeverfahren in Anlehnung an das 
System der Einfuhrbewilligungen für landwirtschaftliche Produkte nach Kon-
tingentszollansatz (KZA) geprüft werden.  
 


 


Art. 8 Festlegung der Naturprodukte für 
bestimmte Verwendungszwecke 
1 Das WBF kann Naturprodukte, die in der 
Schweiz gemäss den erforderlichen techni-
schen Anforderungen für einen bestimmten 
Verwendungszweck nicht produziert werden 
können, auf Begehren hin in Anhang 1 Teil 
C aufnehmen. 


Streichen 
 
 


Art. 8 definiert ein bürokratisches Bewilligungssystem, was dem angestreb-
ten System der Selbstkontrolle widerspricht. Es ist an den Unternehmen, zu 
entscheiden, welche Rohstoffe und Zutaten sie zur Erzielung einer bestimm-
ten Qualität und für einen bestimmten Verwendungszweck benötigen (vgl. 
oben).  
 
Als Alternative könnte auch hier das bei Art. 7 oben skizzierte Meldeverfah-
ren geprüft werden. 
 


 


2 Begehren können von Organisationen der 
Land- und Ernährungswirtschaft, die für das 
Naturprodukt repräsentativ sind, eingereicht 
werden. Die Organisationen müssen zuvor 
weitere vom Begehren betroffene Organisa-
tionen konsultieren. 


Streichen 
 
 


Das Verfahren ist zu bürokratisch und könnte mit Blick auf die nötigen Kon-
sultationen von anderen Organisationen auch zu schwierigen Pattsituatio-
nen führen. 


 


3 Das Begehren muss Folgendes enthalten: Streichen   


a. den Nachweis, dass sich die in der 
Schweiz produzierten Naturprodukte nicht 
für die Herstellung des Lebensmittels eig-
nen; 


Streichen   


b. die spezifischen technischen Anforderun-
gen an das Naturprodukt; 


Streichen   
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c. den Nachweis, dass das Lebensmittel 
nicht anders hergestellt 
werden kann. 


Streichen   


Art. 9 Festlegung des Selbstversor-
gungsgrades 
1 Als Selbstversorgungsgrad gilt der Anteil 
der Inlandproduktion am gesamten Inland-
verbrauch. Zum Inlandverbrauch zählt auch 
der Verbrauch für die Herstellung von Ex-
portprodukten. Der gesamte Inlandver-
brauch entspricht der Summe der Inlandpro-
duktion und der Importe von Rohstoffen. 


 


Die im erläuternden Bericht vorgeschlagene Berechnungsmethode des 
massgebenden Selbstversorgungsgrades („Inlandprodukti-
on/Inlandverbrauch inkl. Exportbedarf“) begrüssen wir. Mengen, die über 
den aktiven Veredelungsverkehr in die Schweiz gelangen, müssen zwin-
gend miteingerechnet werden, da sie eine erhebliche Teilgrösse des inländi-
schen Gesamtbedarfes von Detailhandel und Industrie darstellen. Eine Aus-
nahme – wie teils von bäuerlicher Seite gefordert – würde den Rohstoffbe-
darf der Schweizerischen Verarbeiter verfälschen und ist daher abzulehnen.  
 


 


Art. 10 Verwendung der Herkunftsangabe 
«Schweiz» nach einer 
Änderung der Anhänge 
Werden mit einer Änderung eines Anhangs 
die Anforderungen an die Verwendung der 
Herkunftsangabe «Schweiz» für ein Le-
bensmittel erhöht, so darf dieses noch 12 
Monate nach Inkrafttreten der Änderung 
hergestellt und mit der Herkunftsangabe 
«Schweiz» in den Verkehr gebracht werden 


 
 
 
Werden mit der Änderung des Anhangs die 
Anforderungen… 
 
                            …so darf dieses noch 24 
Monate nach… 


Wenn es nur noch einen Anhang gibt (siehe dazu oben), ist die Formulie-
rung in Art. 10 entsprechend anzupassen. 
 
Die Anpassungsfrist von 12 Monaten ist zu kurz. Oft liegen Verpackungsvor-
räte (bedruckte Verpackungen) über weit mehr als 12 Monate vor, v.a. bei 
langsam rotierenden Produkten in Verpackungen mit einer hohen Mindest-
auflage (z.B. im Tiefdruckverfahren). Eine Frist von 24 Monate wäre ange-
messen, damit ein Grossteil der Verpackung aufgebraucht werden kann.  
 
Eine Übergangsfrist von 24 Monaten macht auch in Fällen Sinn, in denen 
der Swissness-Selbstversorgungsgrad (SSVG) die Hürde von z.B. 50 % nur 
während eines Jahres überschreitet, z. B. ∅ SSVG 48 % im Jahr 1, ∅ SVG 
52 % im Jahr 2 und ∅ SSVG 49 % im Jahr 3. Hier könnte auf eine Änderung 
verzichtet werden. 
 


 


Art. 11 Übergangsbestimmung 
Lebensmittel, die vor dem Inkrafttreten die-
ser Verordnung hergestellt 
wurden, dürfen noch bis zum 31. Dezember 
2018 [2 Jahre ab Inkrafttreten] 
mit einer Herkunftsangabe, die dem bisheri-
gen Recht entspricht, in 
den Verkehr gebracht werden. 


 
Lebensmittel dürfen noch bis zum 31. Dezem-
ber 2018 [2 Jahre ab Inkrafttreten] mit einer 
Herkunftsangabe, die dem bisherigen Recht 
entspricht, hergestellt werden. Die bis dahin 
produzierten Lebensmittel dürfen danach noch 
bis zum Aufbrauchen der Lagerbestände in 
den Verkehr gebracht werden. 
 


 
Der anwendbare Selbstversorgungsgrad liegt ist erst mit Inkrafttreten der 
Verordnung in einer rechtsverbindlichen Form vor. Ab dann benötigen die 
Unternehmen eine angemessene Zeitspanne für die Vornahme der nötigen 
Anpassungen in der Produktion. Die bis zwei Jahre nach Inkrafttreten pro-
duzierten, dem bisherigen Recht entsprechenden Lebensmittel sollen so-
dann ohne bestimmte Fristvorgabe in Verkehr gebracht werden können, um 
ökologisch und wirtschaftlich unsinnige Vernichtungsaktionen zu vermeiden. 


 


Anhang 1 Teil A 
 
 
 
Anhang 1 Teil B 
 
Anhang 1 Teil C 
 


Streichen 
 
 
 
Streichen 
 
Streichen 
 


Die Vollständigkeit der Liste ist letztlich nicht überprüfbar. Somit schafft sie 
nur Unsicherheit. Weil sie auch nicht nötig ist (relevant sind nur die Rohstof-
fe mit SSVG >20%), ist sie zu streichen (vgl. dazu weiter oben). 
 
Siehe oben zu Art. 4 Abs. 2 lit. b 
 
Siehe oben zu Art. 2 Abs. 2 lit. c 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Interprofession du Gruyère 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Philippe Bardet 


026 921 84 10 


philippe.bardet@gruyere.com 


Adresse / Indirizzo 


 


Case postale 12 


1663 Pringy 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre 
Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen.Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de positionen format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all’indirizzo di posta elettronicaswissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word.Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Madame la Conseillère fédérale,  
Monsieur le Conseiller fédéral, 
Madame, Monsieur, 
 
Par lettre du 26 juin 2014, vous nous avez invités à prendre position sur plusieurs projets de modification d’ordonnance. Nous vous remercions de cette 
possibilité de participer au processus.  
 
D’entente avec ses actionnaires (en particulier FROMARTE et la Fédération des Producteurs Suisses de Lait) et sur la base d’entretiens avec plusieurs 
organisations apparentées (Association de l’industrie laitière suisse VMI et Association suisse des AOP-IGP), l’Interprofession du Gruyère vous soumet les 
remarques ci-après. 


Révision de l’ordonnance sur la protection des marques 
IPG salue l’adaptation de l’ordonnance sur la protection des marques à la réglementation « Swissness ». Elle approuve aussi la distinction entre les 
indications d’origine selon le droit douanier et les indications de provenance.  
En particulier, IPG salue la recherche de solutions pragmatiques, par exemple en ce qui concerne l’amortissement des coûts de recherche et de 
développement (art. 52f, al. 3) ou la problématique de la détérioration des taux de change (art. 52l). 


Ordonnance sur l’utilisation de l’indication de provenance « Suisse » pour les denrées alimentaires  
- Article 4, alinéa 6 : IPG soutient expressément cette disposition. IPG est cependant d’avis que cet alinéa doit être complété, car le lait et les produits laitiers 
n’apparaissent pas seulement en tant qu’ingrédients, mais peuvent aussi faire partie d’un ingrédient composé. On peut penser par exemple à un cornet de 
glace à la fraise confectionné avec de la crème suisse : si le biscuit (cornet), généralement importé, contient ne serait-ce qu’une quantité minime de poudre 
de lait, le produit est entièrement exclu du « Swissness ». Pour éviter de telles conséquences – qui seraient insensées – il convient d’appliquer la clause 
bagatelle (art. 4 al. 5 OIPSD) aux produits laitiers également. Il ne serait d’ailleurs pas judicieux de décomposer les ingrédients composés pour déterminer la 
provenance chaque élément qu’ils renferment : cela ne serait guère applicable en pratique. Il faut plutôt déterminer la provenance de l’ingrédient composé 
(ici, le biscuit) selon les critères du « Swissness », et en tenir compte globalement dans le calcul des pourcentages.  
- La limitation géographique des zones frontalières aux surfaces cultivées par tradition à l’étranger depuis 1984 n’est pas réaliste. Pour autant que leur 
production soit conforme aux exigences suisses, les surfaces des zones franches de Genève et de Saint-Gingolph doivent également être incluses dans la 
zone « Swissness ».  
- Le contrôle de l’application de l’ordonnance sur l’utilisation de l’indication de provenance « Suisse » doit passer en premier lieu par les tribunaux civils. S’il 
est réalisé par l’Administration (p. ex. chimiste cantonal) lors de contrôles alimentaires, ceux-ci doivent être coordonnés avec d’autres contrôles afin d’éviter 
de créer des coûts supplémentaires pour l’entreprise. 
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Ordonnance concernant le registre des appellations d’origine et des indications géographiques pour les produits non agricoles 
Cette ordonnance ne nous concerne pas. L’Interprofession du Gruyère renonce dès lors à prendre position. 


Ordonnance sur la protection des armoiries 
IPG approuve la teneur de cette ordonnance. 


Vous trouverez ci-après nos propositions détaillées pour certains articles en particulier.  
 
En vous remerciant de l’attention portée à nos propositions, nous vous prions de recevoir, Madame la Conseillère fédérale, Monsieur le Conseiller fédéral, 
Madame, Monsieur, l’assurance de notre considération distinguée. 
 
Philippe Bardet 
Directeur 


Interprofession du Gruyère 


case postale 12 


1663 Pringy 


T +41 26 921 84 10 


 


philippe.bardet@gruyere.com 


www.gruyere.com 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


- - -   


HASLV / OIPSD / IPSDA 


OIPSD art. 3, let. b 


Reformuler : « les surfaces 
appartenant à des exploitations 
agricoles suisses dans la zone 
frontière étrangère qui sont 
cultivées par des exploitations 
agricoles suisses » 


Cette modification est justifiée, car il n’est pas approprié de se référer ici aux seules surfaces 
cultivées par tradition par des exploitations suisses. Il faut inclure toutes les surfaces cultivées 
par des exploitations agricoles suisses. 


 


OIPSD art. 3, let. c 
Compléter : « les zones 
franches de Genève et de Saint-
Gingolph. » 


Cette modification est justifiée, car ces zones franches doivent être intégralement incluses 
dans la zone « Swissness », au même titre que la Principauté du Liechtenstein.  


 


OIPSD art. 4, al. 2, let. c 


Reformuler : « qui ne sont pas 
disponibles en Suisse pour 
l’utilisation prévue 
conformément aux exigences 
techniques requises. » 


Cette modification est justifiée, car il s’agit ici des ingrédients d’une spécification déterminée, 
toujours spécifique au produit. Il serait peut-être possible de produire ces ingrédients en 
Suisse si l’on construisait une usine ou que l’on acquérait une machine à cet effet. En réalité, 
ces ingrédients ne sont cependant pas disponibles, car personne ne les fabrique. On ne peut 
donc pas s’approvisionner en Suisse.  
 
L’annexe doit être supprimée, car les fabricants ne publieront pas les spécifications concrètes 
de leurs ingrédients dans l’annexe d’une ordonnance, qui est un document public. On peut 
renoncer à l’annexe C, car ces disponibilités se réfèrent de toute façon à des ingrédients 
spécifiques et le fardeau de la preuve incombe aux fabricants, c’est-à-dire qu’ils doivent 
pouvoir prouver qu’il n’est effectivement pas possible de se procurer tel ingrédient en Suisse.  
 


 


OIPSD art. 8 Supprimer Cette modification est justifiée du fait de la modification proposée à l’art. 4 al. 2 let. C OIPSD.  


OIPSD art. 11 


Reformuler : « Les produits qui 
ont été fabriqués avant l’entrée 
en vigueur de l’ordonnance 
peuvent être mis en circulation 
jusqu’au 31 décembre 2017 [2 


Cette modification est justifiée, car l’ordonnance doit entrer en vigueur dès que possible, 
c’est-à-dire au 1er janvier 2016 (cf. art. 12 OIPSD). 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


ans à compter de l’entrée en 
vigueur] avec une indication de 
provenance conforme à l’ancien 
droit. » 


OIPSD art. 12 
Compléter : « La présente 
ordonnance entre en vigueur le 
1er janvier 2016. » 


Cette modification est justifiée, car le Conseil fédéral prendra vraisemblablement sa décision 
en 2015. On garantit ainsi la cohérence entre l’art. 11 et l’art. 12. Les produits qui ont été 
fabriqués avant l’entrée en vigueur de l’ordonnance peuvent être mis en circulation jusqu’au 
31 décembre 2017 [2 ans à compter de l’entrée en vigueur] avec une indication de 
provenance conforme à l’ancien droit. 


 


    


    


    


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et les IGP des produits non agricoles / 
Ord. sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


- - -  


WSchV / OPAP / OPSP 


- - -  
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